
 

 

Mindestlohn – vom Ausland lernen 
In der Diskussion über einen allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn wird pauschal auf andere europäische Länder mit entspre-
chenden Regelungen als Vorbild verwiesen. Dieser Vergleich 
hinkt wegen der unterschiedlichen Rahmenbedingungen gewal-
tig: 
 
Fakt: Die gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen in den verschiedenen europäi-
schen Ländern sind nicht vergleichbar.  

 Die europäischen Länder verfügen über sehr unterschiedli-
che Arbeitsmarktordnungen und Systeme der Lohnfindung.  

 In Deutschland gibt es ein funktionierendes, historisch ge-
wachsenes Tarifsystem. Andere beschäftigungspolitisch er-
folgreiche Länder mit einem funktionierenden Tarifsystem 
wie Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden und Öster-
reich haben ebenfalls keinen gesetzlichen Mindestlohn.  

 Zwischen den verschiedenen Ländern bestehen teils erheb-
liche Kaufkraftunterschiede. Deshalb verbietet sich ein Ver-
gleich der absoluten Lohnhöhen. Beispielsweise sind die Le-
benshaltungskosten in Frankreich 7 % höher als in Deutsch-
land. Zu Luxemburg beträgt diese Differenz rund 12 % und 
zu Irland sogar 22 % (Eurostat, 2009). 

 In vielen Ländern ist nur ein geringer Teil der Arbeitnehmer 
von Mindestlöhnen betroffen. In Großbritannien galt der Min-
destlohn 2008 nur für 1,9 %, in Irland für 3,3 % und in Spa-
nien für weniger als 1 % aller Vollzeitbeschäftigten.  

 Die Höhe der gesetzlichen Mindestlöhne im Vergleich zu den 
Durchschnittsverdiensten in anderen Ländern variiert erheb-
lich. Während der Mindestlohn in Großbritannien nur 38 % 
des Durchschnittseinkommens entspricht, sind es in Luxem-
burg 50 % (Eurostat, 2009).  

 Die europäischen Länder verfügen über sehr unterschiedli-
che Niveaus bei staatlichen Fürsorgeleistungen. Deutsch-
land verfügt mit dem Arbeitslosengeld II bereits über ein ge-
setzlich garantiertes Mindesteinkommen. 

 
Irrtum: Der Mindestlohn hat keine beschäfti-
gungsschädlichen Wirkungen. 

 Die Erfahrungen anderer Länder belegen, dass gesetzliche 
Mindestlöhne negative Auswirkungen haben. 

 So weisen viele Studien darauf hin, dass der  gesetzliche 
Mindestlohn in Frankreich mitverantwortlich ist für die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit. Die Arbeitslosenquote von Arbeit-
nehmern unter 25 ist in Frankreich mit knapp 20 % doppelt 
so hoch wie der deutsche Wert von gut 10 % (Eurostat, 
2009).  

 

  Wenn in Großbritannien beschäftigungsschädigende Wir-
kungen nicht so deutlich zum Tragen gekommen sind, liegt 
das u. a. daran, dass die Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns in eine Zeit starker wirtschaftlicher Dynamik und 
einer großen Nachfrage nach Arbeitskräften fiel und der An-
teil der Mindestlohnbezieher zudem relativ gering ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fakt: Mindestlöhne werden teuer mit ver-
deckten Subventionen und Bürokratie be-
zahlt.  

 Vor dem Hintergrund hoher Arbeitskosten wurden in einigen 
Ländern mit dem Mindestlohn zugleich auch arbeitskosten-
senkende Maßnahmen eingeführt – mit dem Ziel, negative 
beschäftigungspolitische Konsequenzen aufzufangen.  

 So müssen in Frankreich Arbeitgeber für Arbeitsentgelte bis 
zum 1,6-fachen des gesetzlichen Mindestlohns nur reduzier-
te Sozialversicherungsbeiträge abführen.  

 Bei der Einstellung von Arbeitslosen werden Arbeitgeber in 
Frankreich für zwei Jahre von den Beiträgen zur Sozialversi-
cherung für Arbeitsentgelte bis zur Mindestlohnhöhe befreit. 

 Arbeitsmarkt- und ordnungspolitisch sind derartige Regelun-
gen nicht sinnvoll. Erst wird der Arbeitsmarkt über Mindest-
löhne weiter reguliert, dann sollen mit Hilfe von Subventio-
nen die Belastungen wieder ausgeglichen werden. 
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Fakt: Viele Ausnahmen relativieren den 
Mindestlohn.  

 Mindestlohnregelungen in anderen EU-Ländern sind oftmals
mit Ausnahmeregelungen verbunden. Aus gutem Grund! 

 In den Niederlanden gilt der gesetzliche Mindestlohn erst
nach Vollendung des 23. Lebensjahrs. Für jüngere Arbeit-
nehmer gilt ein bis auf 30 % des Regelsatzes reduzierter
Mindestlohn.  

 In Großbritannien und Belgien gilt der Regelsatz erst ab 22
bzw. 21 Jahren. Für jüngere Arbeitnehmer gelten teils deut-
lich reduzierte gesetzliche Mindestlöhne.  

 In Irland gelten für Berufseinsteiger in den ersten beiden Be-
schäftigungsjahren sowie für Beschäftigte in Qualifizie-
rungsmaßnahmen geringere gesetzliche Mindestlöhne.  

 In Luxemburg, Irland und den Niederlanden sind Ausnahmen
vom Mindestlohn für Unternehmen in wirtschaftlichen
Schwierigkeiten möglich. 

 
Fakt: Die hohen Personalzusatzkosten in 
Deutschland machen den Mindestlohn sehr 
teuer.  

 Bei den tatsächlichen Kosten eines Mindestlohns ist nicht
nur die Höhe des Bruttolohns zu berücksichtigen, sondern
die Arbeitskosten insgesamt.  

 Wegen der hohen Personalzusatzkosten in Deutschland wä-
re ein Mindestlohn noch teurer. In der deutschen Industrie
betrugen die Personalzusatzkosten mehr als 40 % der ge-
samten Arbeitskosten. 

 Fakt: Mindestlohn wird zum politischen 
Spielball. 

 Wenn ein gesetzlicher Mindestlohn erst einmal eingeführt ist, 
dann wird er auch weiter steigen. Diese Dynamik ist etwa in 
Großbritannien zu beobachten, wo der Mindestlohn seit sei-
ner Einführung 1999 schneller gestiegen ist als die Durch-
schnittslöhne.  

 Auch in Frankreich ist der gesetzliche Mindestlohn wieder-
holt stärker gestiegen als die Durchschnittslöhne, was den 
Anteil der Mindestlohnempfänger erhöht hat. 

 In einigen osteuropäischen Ländern, z. B. Polen wurde der 
Mindestlohn seit seiner Einführung durchschnittlich zweimal 
pro Jahr erhöht. 

 In jedem Wahlkampf gibt es einen Überbietungswettbewerb 
zur Erhöhung der Mindestlöhne, und im Gegensatz zu ande-
ren Ländern ist in Deutschland immer Wahlkampf. 
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argumente ist eine Publikation der BDA, die in komprimierter 
Form Argumente und Fakten zu aktuellen Diskussionen liefert. 
Die jeweils neueste Ausgabe sowie weiterführende Informatio-
nen zu diesem Thema finden Sie unter www.arbeitgeber.de  

 


